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Am 14. Juni entscheiden die Bür-
gerinnen und Bürger über das re-
vidierte Radio- und Fernsehgesetz. 
Es ersetzt ein veraltetes, bürokra-
tisches Gebührensystem durch ein 
neues, das einfacher ist und güns-
tiger: Die Gebühr sinkt von 450 
auf unter 400 Franken.

Ob Radio oder Fernseher, Com-
puter, Tablet und Smartphone – 
heute hat jeder Haushalt Emp-
fangsgeräte. So ist es logisch, die 
Gerätegebühr durch eine Haus-
haltsabgabe zu ersetzen. Die Bil-
lag erhält weniger Geld, Kontrol-
len entfallen. Wer kein Empfangs-
gerät hat, zahlt bis 2023 nichts. 
Wer im Studenten- oder Alters-
heim wohnt, zahlt nichts mehr. 
Wer eine Zweitwohnung hat, zahlt 
nicht mehr doppelt.

Auch die allermeisten Unter-
nehmen fahren mit dem neuen Sys-
tem besser: 75 Prozent zahlen 
nichts und 9 Prozent weniger als 
bisher – und die Firmen zahlen 
nur einmal statt wie heute pro Be-
triebsstätte.

«Die Reform lässt die Gebühr 
sinken – dauerhaft»

Wer im jetzigen System korrekt die 
Gebühr entrichtet, finanziert den 
Konsum all jener, die am Compu-
ter oder Handy das Angebot gra-
tis nutzen. Und weniger als die 
Hälfte der zahlungspflichtigen Un-
ternehmen zahlt die Gebühr. Nach 
der Gebührenreform wird es kei-
ne Schwarznutzer mehr geben.

Es ist fair, dass im neuen Sys-
tem die Wirtschaft 15 Prozent der 
Gebühren aufbringt. In jedem 
Last-, Liefer- und Aussendienst-
wagen ist ein Autoradio. In Läden 
und Ateliers läuft Dauerradio, hin-
zu kommt die berufliche Online-
nutzung. Ebenso ist es fair und nö-
tig, dass mit dem neuen Gesetz 34 
private Sender mehr Geld erhal-
ten, während der Anteil der SRG 
an den Gebühreneinnahmen zu-
rückgeht.

Die Reform lässt die Gebühr 
sinken – dauerhaft. Eine Erhöhung 
würde der Preisüberwacher ver-
hindern. Und ich bleibe dabei: In 
meiner Amtszeit werde ich keine 
beantragen.

Die Medienwelt ist im Umbruch, 
das Verhalten der Mediennutzer 
ändert sich. Es braucht ein zeitge-
mässes Gebührensystem – und 
einen zeitgemässen Leistungsauf-
trag an die SRG. 2017 endet der 
aktuell gültige, zehnjährige Leis-
tungsauftrag. Seit Monaten arbei-
ten die Eidgenössische Medien-
kommission und der Bundesrat an 
Konzepten des künftigen Service 
public, bevor 2016 das Parlament 
darüber debattiert.

Welche Rolle hat ein öffent
liches Medienhaus im digitalen 
Zeitalter? Erst nach der parlamen-
tarischen Debatte wird der Bun-
desrat einen neuen Leistungsauf-
trag an die SRG entwerfen, veröf-
fentlichen und breit zur Diskus
sion stellen. Das wird eine konkre-
te Debatte. Allerdings garantiert 
die Bundesverfassung die «Auto-
nomie in der Programmgestal-
tung» und die Unabhängigkeit von 
Radio und TV. Ungemütlich wür-
de es, wenn Politiker Programm 
machen möchten, statt die Rah-
menbedingungen zu setzen.

Nationalrat Christian Wasser-
fallen erwägt, SRF 3 abzuschaffen, 
trotz 1,25 Millionen Hörern pro 
Tag. Nationalrätin Natalie Rickli 
– ihre Firma vertritt RTL, Sat 1 und 
Pro 7 in der Schweiz – möchte Un-
terhaltungssendungen aus dem 
Programm von SRF verbannen. 
Gewerbedirektor Hans-Ulrich Big-
ler verlangt von den 670 000 Zu-
schauern, die Barcelona gegen Bay-
ern sahen, sie sollten die Spiele der 
Champions League künftig für 
teures Geld im Bezahlfernsehen 
verfolgen.

Nein, es sollte weder auf dieser 
Ebene noch an den Zuschauerin-
nen und Hörern vorbei erörtert 
werden, welche Aufgaben und Mit-
tel der SRG ab 2018 zugewiesen 
werden, um mit Publikumserfolg 
den Service public in vier Landes-
teilen zu leisten. Doch wie auch 
immer das Resultat dieser Debat-
te lauten wird – das neue Gebüh-
rensystem ist besser, einfacher, kos-
tengünstiger. Die sachliche Frage 
am 14. Juni ist: Will das Volk die-
ses neue System, oder hält es län-
ger am alten und teuren fest?

In den vergangenen Jahrzehnten 
erlebten wir eine rasante techni-
sche Entwicklung – auch im 
Medienbereich. Vor 35 Jahren 
hatten die Radio- und Fernseh-
programme der SRG noch eine 
ganz andere Bedeutung für die 
Information der Bevölkerung. 
Damals gab es weder lokale Ra-
dio- und Fernsehstationen noch 
Internet. Heute ist dies anders: 
Viele Leute informieren sich nicht 
nur über Zeitungen und die «Ta-
gesschau», sondern auch regel-
mässig via Internet sowie private 
Radio- und TV-Sender. Soziale 
Netzwerke leisten ebenfalls einen 
wichtigen Beitrag zum politischen 
Austausch.

Eigentlich hätte die SRG vor 
diesem Hintergrund ihr Angebot 
kontinuierlich abbauen müssen, 
da den Konsumenten gerade mit 
dem Internet eine noch nie da ge-
wesene Vielfalt von Medienan-
geboten zur Verfügung steht. Pas-
siert jedoch ist das Gegenteil: Die 
SRG betreibt heute 7 TV-Sender, 
17 Radiostationen sowie diverse 
Websites. Gleichzeitig haben die 
privaten Anbieter immer weni-
ger Freiraum. Verleger leiden un-
ter dem faktischen Monopol der 
SRG, da diese Private mit Gebüh-
rengeldern konkurrenziert. Die-
se Wettbewerbsverzerrung ist 
stossend.

Dass die schweizerische Me
dienlandschaft unter zu wenig 
Vielfalt leidet, hat einen einfa-
chen Grund: Die staatlichen In-
terventionen haben ein ungesun-
des Ausmass angenommen. Dass 
die Politik versucht, auch private 
Anbieter zunehmend mit Sub-
ventionen an sich zu binden, ist 
eine gefährliche Entwicklung. 
Dies erklärt auch, warum sowohl 
die Verleger als auch private Ra-
dio- und TV-Stationen die vor-
liegende RTVG-Revision befür-
worten: Mit der Gesetzesrevision 
werden zusätzliche Gelder für pri-
vate Veranstalter gesprochen. Die 
Abhängigkeit vom Staat wird wei-
ter erhöht.

Doch mit staatlichen Leistun-
gen und gesetzlichen Interven-
tionen lässt sich nicht mehr Wett-

bewerb herstellen – im Gegen-
teil. Die RTVG-Revision zeigt die 
verfahrene medienpolitische Si-
tuation anschaulich: Die Politik 
diskutiert über Finanzierungs
fragen, ohne genau zu wissen, 
was überhaupt finanziert werden 
soll. Die Frage nach der Definiti-
on des Service public ist nach wie 
vor unbeantwortet. Das Parla-
ment schiebt dieses Traktandum 
seit Jahren vor sich her.

«Selbst Blinde und Gehörlose 
müssen nach 5 Jahren zahlen»

Stattdessen soll nun – ohne Ver-
fassungsgrundlage! – eine Me
diensteuer eingeführt werden. 
Diese Billag-Steuer müssen alle 
bezahlen – auch jene, die gar kei-
ne gebührenfinanzierten Radio- 
oder Fernsehprogramme konsu-
mieren. Selbst Blinde und Gehör-
lose müssen nach fünf Jahren zah-
len. Das ist unfair. Neu sollen zu-
dem auch die Unternehmen die 
Steuer entrichten müssen: Tau-
sende von Angestellten werden 
doppelt zur Kasse gebeten – zu 
Hause und an der Arbeit. Eben-
so werden die öffentlichen Ver-
waltungen abgabepflichtig. Der 
Steuerzahler bezahlt also etliche 
Male Billag-Steuern, ohne dass 
er darauf Einfluss nehmen kann.

Die schweizerische Medien-
politik braucht dringend einen 
Marschhalt. Zuerst einmal muss 
definiert werden, was der Staat in 
der heutigen, modernen Medien-
landschaft überhaupt noch an 
Leistungen erbringen soll. Bevor 
neue Gebühren und Steuern er-
hoben werden, ist zu klären, wo-
für dieses Geld eingesetzt wird. 
Der Gebührenzahler soll nur für 
Leistungen zahlen, die der Staat 
zwingend erbringen muss.

Im Internet und im Unterhal-
tungsbereich gibt es genügend 
private Angebote. Es gibt weder 
ein wirtschaftliches noch ein 
staatspolitisches Argument dafür, 
dass die SRG öffentlich finanzier-
te Kochsendungen oder Talent
shows ausstrahlen und privaten 
Anbietern, welche sich im Wett-
bewerb zu behaupten haben, so 
das Leben schwer machen muss.

Kampf um die SRG
Die Abstimmung über das neue Radio- und TV-Gesetz sorgt für Emotionen.  

In einem Gastkommentar wirbt SRG-Generaldirektor Roger de Weck für ein Ja.  
SVP-Nationalrat Gregor Rutz widerspricht 

Ich verfolge die Debatte um das 
neue Radio- und Fernsehgesetz 
durchaus mit Interesse. Erstens, 
ja, weil ich seit einiger Zeit ganz 
brav meine Billag-Gebühren  
bezahle. Auch wenn ich, ehrlich 
gesagt, immer noch nicht recht 
verstehe, weshalb ich für etwas 
bezahlen soll, das ich nicht nutze. 
Aber lassen wir das.

Zweitens, weil mich der viel 
bemühte Service public 
umtreibt, um den ich mich  
per definitionem ebenfalls zu 
kümmern habe. Allerdings mache  
ich das als Regierungsrätin so: 
Mir schreiben Verfassung und 
Gesetz vor, was ich zu tun und zu 
lassen habe. Und so komme ich 
also nicht wie Herr de Weck  
zuweilen auf die Idee, in fremden 
Gärten zu wildern. Und schon  
gar nicht, billigen Klamauk zu  
veranstalten, den ich als staats-
tragende Informationsleistung 
verkaufe.

Wobei im gleichen Atemzug  
anzufügen ist: Die Wehleidigkeit 
der privaten Medienunternehmen 
ist sehr gut entwickelt. Und ihre 
Fähigkeit, sich auf einen finanziell 
gut abgefederten Kompromiss 
einzulassen über das, was die 
einen sollen und die andern nicht 
dürfen, auch. Was alles nicht zu 
beklagen wäre, wenn es nicht  
um das zentrale Gut des Service 
public ginge.

Auch wenn ich um die defini
torischen Schwierigkeiten bei  
der Auslegung des Begriffs  
weiss: Es geht um nicht mehr 
und nicht weniger als die audio
visuelle Grundversorgung der  
Bevölkerung. Und darum, dass 
diese durch die Erfüllung der 
Kernaufgaben der SRG sicher
gestellt wird. Dazu kann auch  
ein Onlineportal gehören, oder? 
Aber bitte eines, das ohne  
den branchenüblichen Schrott 
daherkommt, der einem die  
Neugierde auf die Welt im Keim 
erstickt.

Andernfalls könnte es so weit 
kommen, dass die Konsumen
tinnen und Konsumenten bzw. 
Werberinnen und Werber künftig 
dafür zahlen, dass sie medial 
unbehelligt bleiben. Was gar  
nicht so abwegig ist: Kürzlich 
erschien hierzulande eine 
Gratiszeitung, die per definitionem 
am Abend unter die Leute 
kommt, am Morgen, weil es  
ein Grosskunde so wollte.

Wird sie irgendwann gar nicht 
erscheinen, weil jemand dafür 
zahlt? NZZ-Redaktor Rainer 
Stadler wagte die These auf 
Twitter. Es wäre nicht allzu schade 
um das Abendblatt. Aber wenn 
die Lichter beim richtigen und 
nicht bloss behaupteten Service 
public ausgingen, wäre vieles 
verloren. Auch wenn ich mir 
gerade ein medienfreies Wochen-
ende gönne.

Phantom  
Service public

Susanne Hochuli ist  
Regierungsrätin der Grünen  
im Kanton Aargau.

Hochuli

Wenn Politiker  
das TV-Programm machen

Der Gebührensender 
verzerrt den Wettbewerb

«Wer im Studenten-  
oder Altersheim 

wohnt, zahlt nichts 
mehr, wer eine Zweit- 

wohnung hat, zahlt 
nicht mehr doppelt»

«Im Internet und  
im Unterhaltungs-
bereich gibt es 
genügend private 
Angebote»
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